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Aus der Region

Der «White Bull» von BLS AG und
Gstaad Mountain Rides bringt ab
dem 13. Dezember die Winter-
sportler neu vom Hauptbahnhof
Bern via Gürbetal direkt nach
Zweisimmen zur Talstation der
Rinderbergbahn. Er hält in Wa-
bern, Belp, Thun und Spiez. Der
weisse Stier verkehrt samstags
und sonntags sowie an allgemei-
nen Feiertagen und zusätzlich am
28., 29. und 30. Dezember 2009.
DieCrewverkauftimZugSkipässe
und tauscht Snow ’n’Rail-Vou-
chers gegenTageskarten um. kjv

Schneezug «White
Bull» fährt neu ab
Bern nach Gstaad

Bern

Mit dem Neubau von sechs Brü-
cken – und einer bestehenden bei
der Strättligburg ob Gwatt – soll
ein Höhenweg rund um den Thu-
nerseegeschaffenwerden.Jetztist
die Finanzierung der ersten bei-
den Brücken gesichert, die Jury
hatbestimmt,welchederProjekte
ab Februar 2010 ins Baubewilli-
gungsverfahren gehen sollen. Die
erste Brücke soll in Leissigen den
GrabenüberdenSpissibachüber-
winden. Die zweite Brücke, vom
Schulhaus Sigriswil über den
Guntenbach nach Aeschlen soll
345 Meter lang und mehr als 170
Meter hoch werden. kjv

Seil-Hängebrücke
von 345 Metern für
den Thunersee

Vor über 200 Medienleuten, Ma-
chern wie Autoren, Komponisten,
Musikern, Sängern und Schau-
spielernwurdeninBernersteAus-
schnitte von «Dällebach Kari –
das Musical» präsentiert. Das
Musical, das der in Thun domizi-
lierte Heimatland Verlag zur
Legende des berühmten Berner
Coiffeurs zurzeit entwickelt, wird
imnächstenSommeraufderThu-
ner Seebühne uraufgeführt. kjv

«Dällebach Kari»
wird Musical für
Thuns Seebühne

InderJanuarsession2010desBer-
ner Grossen Rats wird laut «Bund»
hart zum Kredit von 5,7 Mio. für
den Flughafen Bern-Belp de-
battiert werden. Die Steuerungs-
kommission stimmt mit leichten
Kürzungen zu. Kritiker von links
bleiben dabei: «ein unsinniges
5-Millionen-Geschenk». kjv

Flughafen Belp
vor harter
Kreditdebatte

Der Vertrag ist unter-
zeichnet: Neu ist die

Schweiz Mitglied der
Hotelstars-Union.

Diese steht für eine
einheitliche Klassifi-

kation in Europa.

E
in 3-Sterne-Hotel soll in
derSchweiz, inDeutsch-
land, Österreich, Schwe-
den, Ungarn, Tsche-

chien und Holland in etwa die glei-
chen Kriterien erfüllen. Das gilt für
alle Kategorien – Superior inklusi-
ve. Die Hotelverbände dieser Län-
der haben in Prag den Vertrag zur
Gründung der Hotelstars-Union
unterzeichnet. Von hotellerie-
suisse mit dabei waren Präsident
Guglielmo L. Brentel und Thomas
Allemann,LeiterMitgliederservice
und Klassifikation. Die Hotelstars-
Union ist offen für alle europäi-
schen Länder. Einzige Bedingung:
Der nationale Verband muss Mit-
glied der Hotrec sein, welche die
Schirmherrschaft über die Hotel-
stars-Union übernommen hat.
Weitere Länder in Skandinavien
und im Baltikum haben Interesse
bekundet. Ob auch südliche Län-
der wie Spanien und Italien bei-
treten, ist offen. Die beiden Länder
haben keine nationalen, sondern
regionale Klassifikationssysteme.

«Diese Harmonisierung stärkt
die schweizerische Hotelklassifi-
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Einheitliche
Standards

kation», betont Brentel. «Die
Schweizer Hotellerie zeichnet sich
durch internationale Gäste aus.
Diese verlangen vergleichbare
Klassifikationsnormen.»

Die neue Klassifikation gewährt
mehr Flexibilität

Der Hotelier profitiert von den
neuen Klassifikationskriterien,
welche die Schweiz, Österreich
und Deutschland gemeinsam er-
arbeitet haben. Sie lassen ihm
mehr Freiheit und Flexibilität. Das
neue Klassifikationssystem basiert
auf270Kriterien,davonsindeinige
Musskriterien,
andere sind fa-
kultativ. Mit ih-
nen kann sich der
Hotelier Punkte
holen. Und zwar
in jenen Berei-
chen, die für ihn
wichtig sind: zum
Beispiel in der
Einrichtung oder
im Service. «Er
kann so eigene
Akzente im
Dienstleistungs-
angebot und in
der Qualität set-
zen», sagt Alle-
mann.

Das zentrale
Element der Harmonisierung ist
der gemeinsame Kriterienkatalog.
Über andere Klassifikations-Bau-
steinewiedieSicherheit(beispiels-
weise Brandschutz und Lebens-
mittelhygiene)oderdieBewertung
desZustandsderInfrastrukturent-
scheidet jedes Land selber. Auch

darüber,obGästebewertungenbei
Superior-Kategorien punkten sol-
len. Andere Basiskategorien und
Spezialisierungen wie Unique und
Wellness werden ebenfalls länder-
spezifisch gehandhabt.

Weniger Killerkriterien und
gleich lange Spiesse

«UnserZielist,dieBasiskriterien
zu harmonisieren und die schwei-
zerischen Spezialisierungen bei-
zubehalten», so Brentel. Herbert
Sidler, Präsident der Experten-
gruppe Normen-Revision der Ho-
telklassifikation (ENOR): «Grund-

sätzlich finde ich
es sehr positiv,
dass die Schweiz
an der Harmoni-
sierung teil-
nimmt. Die neue
Klassifikation
wird für viele Ho-
teliers eine Er-
leichterung brin-
gen, weil sie
weniger absolute
Killerkriterien
beinhaltet und
für gleich lange
Spiesse sorgt.»
Ihm liege jedoch
viel daran, die
Sicherheitsstan-
dards wie bis an-

hin beizubehalten. Auch die
schwer messbaren Softfaktoren
möchte er stärker gewichtet wis-
sen. Er plädiert also dafür, die Gäs-
tebewertungen miteinzubezie-
hen. «Wir können die Harmonisie-
rung unseren Bedürfnissen anpas-
sen», sagt Sidler.

In sieben europäischen Ländern glänzen harmonisierte Hotel Sterne.

Während die anderen Länder
die neue Klassifikation 2010 um-
setzen, ist in der Schweiz und in

Holland der Revisions-Zyklus auf
2011 terminiert. Die Schweiz,
Deutschland und Österreich ha-
ben den Harmonisierungsprozess
bereits 2007 lanciert, um die Ver-
gleichbarkeit ihrer Hotelsterne zu
verbessern. Im letzten März unter-
zeichneten diese drei Länder dann
eine Absichtserklärung. «Grund
für die Anpassung ist, dass der in-
ternationale Gast mehr Transpa-
renz und Sicherheit verlangt», so
Allemann.«Eskannnichtsein,dass
ein Ibis-Hotel in einem Land zwei
und im anderen drei Sterne hat.»

«Die neue Klassifi-
kation schafft
gleich lange

Spiesse für die
Hotels in Europa.»

Herbert Sidler
Präsident ENOR

Die Präsidenten der Hotelierver-
eine unterzeichnen den Vertrag.

Der Nationalrat hat die
Umsetzungsprotokolle der

Alpenkonvention abge-
lehnt und die Kantone zu

Massnahmen gegen Zweit-
wohnungen verpflichtet.

Ein Rückblick auf die
Session.

Die Umsetzungsprotokolle der Al-
penkonvention sorgten am letzten
Tag der Winter-Session für heftige
Diskussionen. Toni Brunner (SVP,
SG), Präsident der vorberatenden
Kommission, beantragte gar nicht
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Schweizer Weg im Alpenschutz
erst auf die Vorlage einzutreten.
«Die Protokolle sprechen nur von
Schutz. Sie bilden keine Perspekti-
ve für Entwicklungen im Berg-
gebiet», so seine Begründung. Pro-
blematisch sei auch die völker-
rechtliche Verbindlichkeit. Die
Schweizer Strategie für den Alpen-
raum müsse Vorrang haben. Die
Ratslinke hingegen betonte, dass
die Alpenkonvention die Wirt-
schaft nicht behindere. So sei der
Tourismus in Österreich gewach-
sen, und Vorarlberg werbe sogar
explizit mit dem Label Alpenkon-
vention. Auch Bundesrat Leuen-
berger machte sich für die Vorlage
stark. Er fand jedoch kein Gehör.
Der Nationalrat trat mit 97 zu 95
Stimmen nicht auf dieVorlage ein.

Ein Entscheid, der auf der Linie
von hotelleriesuisse liegt. Der Ver-
band hatte sich im Vorfeld der De-
battefüreineAblehnungderProto-
kolle eingesetzt. Mario Lütolf, Di-
rektor des Schweizer Tourismus-
Verbands, hatte zwar ebenfalls
Vorbehalte zu einzelnen Protokol-
len, hätte aber eine Ratifizierung
grundsätzlich begrüsst: «Es wäre
für das Image unseres nachhaltig
agierenden Alpen- und Touris-
muslandes förderlicher gewesen,
wennsichdasParlamentbezüglich
Anliegen der Konvention solidari-
scher gezeigt hätte.» Das Geschäft
geht nun wieder zurück an den
Ständerat.

Weniger knapp als die Abstim-
mung zur Alpenkonvention fiel die

Abstimmung zum teilrevidierten
Raumplanungsgesetz aus. Die Na-
tionalräte beschlossen mit 124 zu
53 Stimmen, die Kantone zu ver-
pflichten, Massnahmen gegen den
überbordenden Zweitwohnungs-
bau zu ergreifen. Vorgesehen ist,
dassdieKantoneinihrenRichtplä-
nen Gebiete mit hohen Zweitwoh-
nungsbeständen bezeichnen und
dannmitgeeignetenMassnahmen
für ein ausgewogenes Verhältnis
von Erst- und Zweitwohnungen
sorgen. Der Ständerat berät die Re-
vision im Frühling. Sie soll als indi-
rekter Gegenvorschlag zur Zweit-
wohnungs-Initiative von Franz
Weberdienen.ErwilldenAnteilder
ZweitwohnungeninallenGemein-
den auf 20 Prozent beschränken.

Toni Brunner, SVP, setzte sich
bei der Alpenkonvention durch.

30 bernische Gemeinden
haben Vorschriften zum

Erstwohnungsanteil erlas-
sen, um den Zweitwoh-

nungsbau einzudämmen.
12 davon setzen die Vor-

schriften aber nicht um.

Eigentlich meinten es alle nur gut:
30 Gemeinden im Kanton Bern
führtenindenvergangenenJahren
Erstwohnungsanteilspläne – kurz
Ewap – ein. Diese schreiben vor,
wie gross der Teil eines Wohnhau-
ses sein muss, der Einheimischen
vorbehalten bleibt. Die Gemein-
den wollten damit gegen die «kal-
tenBetten»vorgehen.Nunhataber
eine Untersuchung der Regie-
rungsstatthalter gezeigt, dass nur
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Berner Ferienorte
auf Abwegen

acht Gemeinden ihre Vorschriften
korrekt umgesetzt haben. Sechs
Gemeindenbegingengeringfügige
Fehler, und 12 Gemeinden setzten
ihre Vorschriften überhaupt nicht
oder nur mangelhaft um. In vier
Gemeinden sind weitere Untersu-
chungen nötig.

Diese Zahlen sind erschre-
ckend. Dennoch will Justiz- und
GemeindedirektorChristophNeu-
haus, der die Untersuchung in Auf-

trag gegeben hatte, nicht von ei-
nem Scheitern der Erstwohnungs-
anteilspläne sprechen. «Es zeigt
sich einfach, dass die Ewap-An-
wendung kompliziert ist und mit
viel Papierarbeit
verbunden ist.»
Für Neuhaus ma-
chen Ewap-Vor-
schriften nur dort
Sinn, wo eine
grosse Nachfrage
nach Zweitwoh-
nungen vorhan-
den ist. Er kann
deshalb nach-
vollziehen, dass Orte wie Därligen
ihre Ewap-Bestimmungen wieder
abschaffen möchten. Anders prä-
sentiert sich die Situation in den
touristischen Hochburgen Grin-
delwald und Saanen. Auch sie ge-

hören zu den fehlerhaften Ge-
meinden. Dort geht es nun darum,
die Ewap-Vorschriften nachträg-
lich umzusetzen und im Grund-
buch entsprechend einzutragen.

Der Kanton will
die Situation in
den nächsten
sechs Monaten
vertieft prüfen.
Ausserdem wird
er sich mit den
Entwicklungen
auf Bundesebene
befassen müssen
(siehe Text oben).

So steht die Volksinitiative von
Franz Weber zur Diskussion, die
den Anteil Zweitwohnungen pro
Gemeinde auf 20 Prozent be-
schränken will. In Grindelwald be-
trägt er schon heute 35 Prozent.

«Erstwohnungs-
anteilspläne sind
kompliziert und

mit viel Papierar-
beit verbunden.»

Christoph Neuhaus
Berner Justiz- und Gemeindedirektor
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